
„Auch wenn uns rechtsextrem eingestellte Patient*innen als schwierig erschei-
nen, sollten wir sie nicht anders behandeln als andere Patient*innen“

Kerstin Sischka ist Psychologische 
Psychotherapeutin, Psychoanalyti­
kerin und Delegierte der Psychothe­
rapeutenkammer Berlin. Seit vielen 
Jahren arbeitet sie zu Radikalisie­
rungsprävention und befasst sich 
mit den psychologischen Dynami­
ken extremistischer Weltbilder und 
deren Bedeutung für die psychothe­
rapeutische Praxis. Als Leiterin des 
Projekts nexus, das an der Charité 
– Universitätsmedizin Berlin ange­
siedelt ist, berät sie Fachkräfte, die 
im Kontext rechtsextremer und isla­
mistischer Radikalisierung arbeiten, 
sowie Ausstiegswillige und deren 
Angehörige.

Beim Fachtag „Zwischen Heilauftrag 
und Haltung – Umgang mit rechtsex­
tremistischen und verschwörungs­
ideologischen Einstellungen in der 
Psychotherapie“, den die Psycho­
therapeutenkammer Berlin mit dem 
Interdisziplinären Zentrum für Ra­
dikalisierungsprävention und De­
mokratieförderung e.  V. (IZRD) am 
28.  Juni 2025 in Berlin veranstalte­
te, hielt Sischka einen viel beachte­
ten Vortrag. Hier erklärt sie, warum 
Psychotherapeut*innen extremisti­
sches Denken nicht vorschnell pa­
thologisieren sollten – und wie sie 
auf demokratiefeindliche oder men­
schenverachtende Überzeugungen 
professionell reagieren können.

Frau Sischka, beim Fachtag 
„Zwischen Heilauftrag und 
Haltung“ wurde unter ande­
rem in den Workshops deut­
lich, wie herausfordernd es für 
Psychotherapeut*innen sein 
kann, eine tragfähige Beziehung 
zu Patient*innen mit demokra­
tiefeindlichen Überzeugungen 

aufrechtzuerhalten. Ist es über­
haupt möglich, in solchen Situati­
onen neutral zu bleiben?

Tatsächlich erleben viele Psychothera-
peut*innen, dass sich die tiefgreifenden 
Krisendynamiken auch in unseren Be-
handlungen zeigen und Patient*innen 
von Spaltungs- und Polarisierungsdy-
namiken erfasst werden können. Wenn 
Positionen geäußert werden, die in 
eine demokratiefeindliche oder rechts-
extreme Richtung weisen, stehen wir 
als Psychotherapeut*innen vor der He-
rausforderung, den Menschen vor uns 
nicht vorschnell als „extremistisch“ 
– beispielsweise rechtsextrem – zu eti-
kettieren. 

Wie kann das in der Praxis 
gelingen?

Wenn Patient*innen extreme politische 
Einstellungen in die Therapie tragen, 
lohnt es sich zunächst einmal, dies aus 
dem Blickwinkel eines Beziehungsge-
schehens zu betrachten und zu fragen, 
warum sie das zu diesem Zeitpunkt 
der Behandlung tun. Warum steht ein 
Mensch so unter Druck, dass sich die 
politische Position gleich zu Beginn ei-
ner Behandlung, etwa im Erstgespräch, 
manifestiert? Oder warum taucht dies 
plötzlich im Verlauf auf? Vor allem aber: 
Wie steht unser*e Patient*in selbst da-
zu? Ist die Person voll und ganz damit 
identifiziert oder zeigen sich Zweifel 
und Unsicherheiten? Was löst das in 
uns aus und was verändert sich da-
durch in der Therapie? Kann man dar-
über in ein Gespräch kommen? Meist 
geht es nicht primär darum, den extre-
men politischen Inhalten etwas entge-
genzusetzen – auch wenn es Situatio-
nen geben kann, in denen Grenzziehun-
gen notwendig sind –, sondern mit den 

Mitteln unseres psychotherapeutischen 
Verstehens darauf zu antworten. Auch 
wenn uns rechtsextrem eingestellte 
Patient*innen als schwierig und he-
rausfordernd erscheinen, sollten wir 
sie nicht anders behandeln als andere 
Patient*innen auch.

Wie lässt sich mit extremisti­
schen oder verschwörungsideo­
logischen Aussagen im Therapie­
raum umgehen, ohne dabei das 
professionelle Setting zu gefähr­
den?

Wenn wir die politischen Einstellungen 
von Patient*innen als „extremistisch“ 
einschätzen, treffen wir damit eigent-
lich eine Art diagnostischer Aussage. 
Doch wie kommen wir eigentlich dazu? 
Wir sind als Psychotherapeut*innen 
keine Politikwissenschaftler*innen, 
Extremismustheoretiker*innen oder 
Verfassungsrechtler*innen. Ich möchte 
für Bedachtheit werben. Die wenigs-
ten Menschen haben verfestigte, her-
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metisch geschlossene rechtsextreme 
Weltbilder – viele tragen sehr wider-
sprüchliche Positionen in sich, die von 
antidemokratischen und autoritären bis 
hin zu sehr humanen und weltoffenen 
Haltungen reichen können.

Um das professionelle Setting zu schüt-
zen, müssen wir auch politisch extreme 
Einstellungen im Sinne einer psychischen 
Position verstehen, die eingenommen, 
aber auch wieder verlassen werden kann. 

Warum ist das so wichtig?

Durch Zuschreibungen landen wir 
schnell in einer Sackgasse: Eine Per-
son ist rechtsextrem, also ist sie ein*e 
Rechtsextremist*in, also kann man 
nicht psychotherapeutisch mit ihr ar-
beiten, sondern muss sich politisch mit 
ihr auseinandersetzen. Wir geraten so 
in eine binäre, spaltende und polarisie-
rende, letztlich antagonistische Logik, 
die die Behandlung zerstört. Dann wird 
Psychotherapie im schlimmsten Fall zu 
einer Kampfbeziehung zwischen zwei 
auf unterschiedlichen politischen Seiten 
stehenden Personen.

In Ihrer Arbeit bei nexus sind Sie 
auch im Justizkontext tätig.

Wir beraten oft Fachkräfte, die mit Men-
schen arbeiten, die Straftaten, darunter 
auch extremistisch und verfassungs-
feindlich motivierte Taten, begangen 
haben. Darunter auch schwere Delikte, 
sogenannte Staatsschutzdelikte, die 
mit mehrjährigen Haftstrafen geahndet 
werden, wenn Menschen etwa auf-
grund der Unterstützung oder Mitglied-
schaft in terroristischen Vereinigungen 
verurteilt werden.

Seit vielen Jahren bietet nexus in Ber-
lin Fallbesprechungen für die sozialen 
Dienste der Justiz, insbesondere die 
Berliner Bewährungshilfe an, um einen 
Beitrag zum Fallverstehen bei dieser 
kleinen, aber aus sicherheitsbehörd-
licher und justizieller Sicht besonders 
relevanten Gruppe zu leisten.

Welche Chancen – aber auch 
Hürden – ergeben sich für psycho­
therapeutische Deradikalisierungs­

arbeit im Rahmen von Bewäh­
rungshilfe oder Haftentlassung?

Wir wollen Chancen einer Distanzie-
rungs- und Ausstiegsarbeit vergrößern. 
Ein Teil dieser Personen hat sich in de-
struktiven Gruppendynamiken bewegt 
oder ist tief in Ideologiewelten abge-
taucht. Nicht alle, aber manche haben 
auch Gewalttaten miterlebt oder selbst 
verübt. Das kann Traumata und eine 
Veränderung der Persönlichkeit mit sich 
bringen und einen Menschen nachhal-
tig belasten. Die Sozialen Dienste der 
Justiz arbeiten hier mit Menschen, die 
psychisch oftmals schwer belastet sind 
und komplexe Bedarfe haben. Mit ne-
xus machen wir zum einen Fachkräfte-
beratung. Teils bieten wir inhaftierten 
Personen auch direkte Gespräche an, 
die bis zu längeren Behandlungen rei-
chen können. Darin liegt eine Chance. 
Aber die Hürde ist sicherlich, dass wir 
auf die freiwillige Mitarbeit angewiesen 
sind, die sich oft erst entwickeln muss. 
Lassen sich die Menschen darauf ein, 
können sie sehr davon profitieren.

Wie lässt sich eine therapeutische 
Beziehung aufbauen zu Men­
schen, die ihre Taten ideologisch 
gerechtfertigt oder sogar Gewalt 
ausgeübt haben?

Eine wesentliche Frage ist, ob es ge-
lingt, ein Arbeitsbündnis mit einem 
Anteil in der*dem Patient*in aufzubau-
en, der dialog- und reflexionsbereit ist. 
Und diesen Anteil so zu stärken, dass 
eine Herauslösung aus destruktiven 
Gruppenprozessen, eine Zurücknahme 
der Gewaltbereitschaft zugunsten kon
struktiver Formen der Konfliktaustra-
gung und letztlich eine Flexibilisierung 
ideologischer Überzeugungen stattfin-
den kann, die realitätsbezogener sind. 
Nicht selten beginnt dies bei sehr ba-
salen Grundlagen: Ist es für einen Men-
schen, der im extremistischen Kontext 
Taten begangen hat, möglich, sein Ge-
genüber – also etwa die Psychothera-
peutin – nicht überzeugen oder missio-
nieren zu wollen, sondern die Getrennt-
heit zwischen sich selbst und dem Ge-
genüber auszuhalten und den Anderen 
überhaupt als andersdenkenden und 
andersfühlenden Menschen anzuerken-

nen? Oder muss der Andere sehr schnell 
unter Druck gesetzt werden, gleich zu 
denken – und wird er, wenn das nicht 
funktioniert, verworfen als jemand, der 
sich „der Wahrheit verschließt“? Es ist 
sehr unterschiedlich, wie extremistisch 
radikalisierte Personen diese Getrennt-
heit aushalten können und ob sich dies 
für ein therapeutisches Arbeitsbündnis 
fruchtbar machen lässt. 

Bei nexus arbeiten Sie im inter­
disziplinären Team zusammen. 
Welche fachlichen Perspektiven 
ergänzen sich besonders gut?

Ich bin froh, dass wir bei nexus ein so 
vielfältiges Team aufbauen konnten. 
Denn extremistische Bewegungen sind 
sehr dynamisch, speisen sich auch ge-
genseitig und reiben sich an der Aus-
einandersetzung mit dem Staat bzw. 
lernen strategisch hinzu. So haben wir 
einen Monitoringexperten im Team, 
der uns auf den aktuellen Stand bringt, 
was die sozialen Medien betrifft: Wie 
nehmen junge Menschen dies auf, wie 
sind die Wechselwirkungen zwischen 
Online- und Offline-Welt? Die psycho-
analytischen Kolleg*innen können oft 
die klinischen Erfahrungen aus intensi-
ven Langzeitbehandlungen einbringen. 
Über die psychoanalytischen Fachge-
sellschaften haben wir auch Zugang zu 
einer sehr reichhaltigen internationalen 
Fachdebatte. Und unsere psychiatri-
schen ärztlichen Kolleg*innen haben 
durch aufsuchende, stationsäquivalen-
te, intensivtherapeutische Hilfen besse-
re Voraussetzungen, auch sehr schwer 
erreichbare und vulnerable Personen-
gruppen besser ansprechen zu können.

Fachkräfte in der Ausstiegsarbeit 
sind mit spezifischen Belastun­
gen konfrontiert. Welche struktu­
rellen oder institutionellen Bedin­
gungen sind notwendig, um die 
Wirksamkeit dieses psychosozia­
len Arbeitsfeldes zu sichern?

Aktuell gibt es in jedem der 16 Bun-
desländer mindestens eine Fachein-
richtung der Distanzierungs- und Aus-
stiegshilfe, die oft bei zivilgesellschaft-
lichen Trägern, mitunter aber auch bei 
staatlichen Stellen angesiedelt ist. 
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Dort arbeiten Fachkräfte mit sehr un-
terschiedlichen beruflichen Hintergrün-
den: Sozialarbeitende, Pädagog*innen, 
Polizeibeamt*innen, Kriminolog*innen, 
Politikwissenschaftler*innen, Islam
wissenschaftler*innen. Diese sehr 
spezialisierten Teams arbeiten oft im 
Tandem, um eine Vereinzelung und 
Überforderung zu vermeiden. Es ist 
wichtig, eine Leitungsebene zu haben, 
die das Thema der psychosozialen Sta-
bilität auf dem Schirm hat. Viele Träger 
entwickeln Sicherheitskonzepte. Mir 
erscheint vor allem wichtig, dass die 
nichtstaatlichen und staatlichen Aus-
stiegsprogramme noch stärker mit den 
Regelstrukturen verknüpft werden, 
damit Prävention und Ausstiegsorien-
tierung als Arbeitsprinzipien integriert 
werden. Viele Akteur*innen können da-
zu beitragen, dass radikalisierte Perso-
nen rechtzeitig erreicht werden: Schule, 
Jugendhilfe, soziale Arbeit, Polizei, Jus-
tiz, Beratungsstellen etc.

An welcher Stelle sind dann 
Psychotherapeut*innen gefragt?

Wenn Fachkräfte der eben genannten 
Berufsgruppen in Kontakt mit stark psy-
chisch belasteten, schwer erreichbaren, 
„schwierigen“ Personen kommen, die 
vielleicht auch Radikalisierungsdynami-
ken, herausfordernde Verhaltenswei-
sen zeigen, können wir fallspezifisch 
niedrigschwellige Rückkoppelungs-
möglichkeiten anbieten, um schwierige 
Situationen zu besprechen oder konsi-
liarisch zu beraten. Das dient auch der 
psychosozialen Stabilität der in der Aus-
stiegsarbeit Tätigen.

Was wünschen Sie sich von der 
aktuellen Präventionspolitik – 
auch im Hinblick auf die Integrati­

on psychotherapeutischer Kom­
petenzen etwa in bestehende 
Ausstiegsprogramme?

Dazu muss ich etwas grundsätzlicher 
werden: Dass es in Deutschland eine 
Landschaft von zivilgesellschaftlichen 
und staatlichen Ausstiegshilfen gibt, ist 
eine Errungenschaft der zurückliegen-
den 20 Jahre der Demokratieförderung. 
In autoritären oder repressiven Regimen 
wäre so etwas nicht denkbar. Denn das 
Ganze ist an ein bestimmtes Demokra-
tieverständnis einer freiheitlichen Gesell-
schaft gebunden, die es Menschen er-
möglicht, verantwortlich für sich zu ent-
scheiden – sich also auch für eine Abkehr 
von extremistischen Bestrebungen zu 
entscheiden. Sie dabei zu unterstützen, 
ist auch Demokratieschutz und dient ei-
nem friedlichen Zusammenleben.

Es braucht zwar eine politische Be-
kämpfung extremistischer Bestrebun-

gen, aber es darf niemals darum ge-
hen, Menschen zu bekämpfen. Es gilt, 
an dem Gedanken festzuhalten, dass 
Menschen sich auch verändern und 
im besten Fall auch Verantwortung für 
ihre Taten übernehmen und der Ge-
sellschaft etwas zurückgeben können. 
Wenn dieses Selbstverständnis in un-
serer Gesellschaft auch weiterhin einen 
Platz hat, kann sicherlich auch unsere 
Berufsgruppe dazu etwas beitragen.

Vielen Dank für das Gespräch!

Das Interview führte Nicole Sagener

Weitere Informationen zum Projekt „ne-
xus transfer – psychotherapeutische und 
psychiatrische Fallhilfen für die Distanzie-
rungs- und Ausstiegsarbeit im Bereich 
Rechtsextremismus“ finden Sie hier: htt-
ps://www.nexus-psychotherapeutisches-
netzwerk.de/

Engagiert für die Zukunft der Psychotherapie: Die 94. Delegiertenversammlung 
der Psychotherapeutenkammer Berlin

Am 23.  September 2025 kamen die 
Delegierten der Psychotherapeuten­
kammer Berlin zur 94.  Delegierten­
versammlung zusammen – in einer 
Zeit, in der zentrale Fragen zur Aus­
gestaltung der psychotherapeuti­

schen Versorgung im gesundheits­
politischen Umfeld auf der Tages­
ordnung stehen.

In ihrer einleitenden Rede betonte Kam-
merpräsidentin Eva Schweitzer-Köhn 

die zunehmende Bedeutung gesund-
heitspolitischer Positionierung. So wen-
de sich die Kammer entschieden gegen 
das von der Bundesregierung diskutier-
te Primärarztsystem für die Psychothe-
rapie, das Patient*innen verpflichten 
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würde, zunächst eine haus- oder kin-
derärztliche Einschätzung einzuholen, 
bevor sie psychotherapeutische Hilfe in 
Anspruch nehmen dürfen. 

Die PtK Berlin unterstützt hier ausdrück-
lich das Positionspapier der Bundespsy-
chotherapeutenkammer (BPtK) vom 
22. August 2025, das den Direktzugang 
zur Psychotherapie verteidigt.

Weiterbildung: Finanzierung 
bleibt ungelöst – doch der Druck 
wächst

Ein weiterer Schwerpunkt war die 
nach wie vor ungeklärte Finanzierung 
der psychotherapeutischen Weiter-
bildung. Schweitzer-Köhn berichtete 
über die Arbeit der dazu auf der Bun-
desebene aktiven Task Force. Geplant 
sind weitere Gespräche mit politischen 
Entscheidungsträger*innen auf Lan-
des- und Bundesebene, Protestaktio-
nen sowie eine enge Zusammenarbeit 
mit Landeskrankenhausgesellschaften 
zur Förderung von Weiterbildungsstel-
len.

Die BPtK bereitet derzeit ein Informa-
tionspapier zu Lösungsvorschlägen für 
das Bundesgesundheitsministerium 
vor und plant für das Frühjahr 2026 ein 
hochkarätig besetztes Treffen mit dem 
GKV-Spitzenverband, der Kassenärzt-

lichen Bundesvereinigung, der Deut-
schen Krankenhausgesellschaft sowie 
Vertreter*innen aus der Politik.

Digitalisierung und KI: Veran­
staltungsreihe zu Chancen und 
Risiken

Die Kommission Digitalisierung der PtK 
Berlin stellte ihre Arbeit zur zunehmen-
den Bedeutung Künstlicher Intelligenz 
(KI) im Gesundheitswesen vor. Unter 
der Leitung des Vorstandsmitglieds Dr. 
Peter Tossmann konzipiert die Kommis-
sion eine Veranstaltungsreihe, die über 
aktuelle Entwicklungen im KI-Kontext 
informieren und eine fachlich fundierte 
Haltung fördern soll. Die ersten Termi-
ne fanden bereits im November statt. 
Weitere Veranstaltungen zu ethischen 
Fragen, Datenschutz und Technikfol-
genabschätzung sind für 2026 geplant.

Bericht des Vorstandes: Versor­
gungswerk nimmt Gestalt an

Ein zentrales Thema des Vorstandsbe-
richts war die Einrichtung eines Versor-
gungswerks für die Berliner Kammer-
mitglieder. Nach intensiver Prüfung ver-
schiedener Modelle hatte die zuständi-
ge Kommission den Anschluss an die 
Bayerische Ingenieurversorgung-Bau 
mit Psychotherapeut*innenversorgung 
empfohlen. Die Delegiertenversamm-

lung stimmte nach regem Austausch 
für den Vorschlag – eine Entscheidung 
mit weitreichender Bedeutung für die 
Alters-, Berufsunfähigkeits- und Hin-
terbliebenenversorgung der Mitglieder. 
Der Anschluss muss vor dem Start vom 
Berliner Abgeordnetenhaus durch einen 
Staatsvertrag umgesetzt werden.

Veranstaltungen und Kammerak­
tivitäten: Vielfalt, Haltung, Aus­
tausch

Auch öffentlich zeigte sich die Kammer 
über Kooperationsveranstaltungen und 
Aktivitäten präsent. Besonders gut be-
sucht war der Fachtag am 28. Juni 2025 
zum Thema „Zwischen Heilauftrag und 
Haltung“ – Umgang mit rechtsextre-
men Haltungen in der Psychotherapie, 
eine Kooperation mit dem IZRD e.  V. 
und gefördert durch die Bundeszentrale 
für politische Bildung. Weitere Formate 
wie die Fortbildungsreihe zur inklusiven 
Psychotherapie oder die Teilnahme am 
Christopher Street Day verdeutlichen 
das Engagement der Kammer für eine 
vielfältige und diskriminierungssensible 
psychotherapeutische Versorgung.

Ob es um gesundheitspolitische Wei-
chenstellungen, Digitalisierung, die 
Zukunft der Weiterbildung oder berufs-
rechtliche Entwicklungen geht – die PtK 
Berlin zeigt sich aktiv und gut vernetzt, 
um im Sinne ihrer Mitglieder und der 
Patient*innen Position zu beziehen und 
Veränderungen mitzugestalten.

Nicole Sagener

Geschäftsstelle

Kurfürstendamm 184 
10707 Berlin 
Tel.: 030/887140–0 
info@psychotherapeutenkammer-
berlin.de 
www.psychotherapeutenkammer-
berlin.de

Teilnehmende der 94. Delegiertenversammlung in den Räumen der Psychotherapeutenkam-
mer Berlin
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